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KURZE BEGRÜNDUNG 

Mit diesem Richtlinienvorschlag möchte die Kommission einen angemessenen Rechtsrahmen 

für die Wahrnehmung von Rechten schaffen, die von den Verwertungsgesellschaften im 

Namen der Rechteinhaber kollektiv verwaltet werden, in dem zu diesem Zweck Vorschriften 

zur Verbesserung der Governance und der Transparenz von Verwertungsgesellschaften 

erlassen werden. Darüber hinaus hat der Vorschlag die Förderung und Erleichterung der 

länderübergreifenden Lizenzierung von Urheberrechten an Musikwerken durch 

Verwertungsgesellschaften, die die Schöpfer des Werks vertreten, vor allem in dem neuen 

digitalen Umfeld zum Ziel. 

 

Damit reagiert die Kommission auf mehrere Aufforderungen des Parlaments in einer Reihe 

von Entschließungen aus den Jahren 20041, 20072 und 20083, ein verbindliches 

Rechtsinstrument auf diesem Gebiet vorzuschlagen. Es sei darauf hingewiesen, dass nicht alle 

Überlegungen des Parlaments aufgegriffen wurden, insbesondere die zu länderübergreifenden 

Lizenzen für Online-Rechte an Musikwerken im Rahmen der Empfehlung der Kommission 

aus dem Jahr 20054. 

Der derzeitige Rechtsrahmen in Bezug auf die Urheberrechte in der EU ist hinter den rasanten 

Entwicklungen in der digitalen Gesellschaft zurückgeblieben. Online-Lizensierung sollte den 

Zugang zu Online-Musikinhalten überall in der EU erleichtern (Download- und 

Streamingdienste), und in der EU ansässige Verwertungsgesellschaften vergeben Lizenzen 

auch an im Ausland ansässige Online-Diensteanbieter für mit Ursprung im Ausland erzeugte 

Musik. Diese Themen haben Auswirkungen auf die kommerziellen Aspekte der Rechte des 

geistigen Eigentums und die Wettbewerbsfähigkeit und haben eine eindeutig internationale 

Dimension. Unter diesem Gesichtspunkt sollte die Schaffung gleicher Bedingungen zwischen 

den Verwertungsgesellschaften durch die Einführung von Normen für Governance und 

Transparenz, die für alle Gesellschaften gelten, den Zugang zur Online-Musik erleichtern. 

Der Verfasser der Stellungnahme möchte sicherstellen, dass durch diese Rechtsvorschrift 

hervorgerufene weitergehende Forderungen hinsichtlich Transparenz und 

Verwaltungskapazitäten der Verwertungsgesellschaften nicht zur Diskriminierung der in der 

EU ansässigen Verwertungsgesellschaften und Handelsvertreter im Vergleich zu ihren 

außerhalb der EU ansässigen Konkurrenten, die auf dem EU-Markt tätig sind, führen, und der 

Standortverlagerung von Verwertungsgesellschaften vorbeugen. Gleichzeitig beabsichtigt der 

Verfasser der Stellungnahme, zu gewährleisten, dass EU-Verwertungsgesellschaften 

weiterhin eine wichtige Rolle bei der Erhaltung der kulturellen Vielfalt spielen und zu 

attraktiven Partnern bei der Rechteverwertung für europäische und internationale Künstler 

werden und gleichzeitig eine pünktliche Vergütung der Urheber sicherstellen und deren 

größtmögliche Kontrolle darüber, wer sie bei welchen Rechten vertritt, beizubehalten.  

Nichtsdestoweniger ist der Beitrag der Handelspolitik überwiegend unterstützender Art - 

indem unnötige Hemmnisse vermieden und die Wettbewerbsfähigkeit international 

                                                 
1 Entschließung vom 15. Januar 2004 (ABl. C 92 E, S. 425). 
2 Entschließung vom 13. März 2007 (ABl. C 301 E, S. 64). 
3 Entschließung vom 25. September 2008 (ABl. C 8 E, S. 105). 
4 ABl. L 276, S. 54. 
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gewährleistet wird. Aus diesem Grund wird in dieser Stellungnahme ein maßvoller Ansatz 

verfolgt, nämlich durch eine Beschränkung auf diejenigen Aspekte im Vorschlag der 

Kommission, die für den internationalen Handel besonders von Belang sind.  

 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Rechtsausschuss, 

folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Es muss ein ausgewogenes Modell 

erreicht werden, dass den Nutzern und 

Bürgern einen leichten Zugang zu 

kulturellen Inhalten und Gütern 

ermöglicht, die Rechte der Schöpfer und 

Rechteinhaber achtet und erlaubt, dass 

diejenigen, die dies wünschen, ihren 

eigenen Inhalt herstellen und teilen 

können, ohne Rechte des geistigen 

Eigentums zu erwerben. Eine moderne 

Gesetzgebung der EU, die an die 

gegenwärtigen Erfordernisse des Schutzes 

der Rechte des geistigen Eigentums im 

digitalen Umfeld angepasst ist, dient als 

Grundlage für den Abschluss von 

Vereinbarungen mit unseren 

Handelspartnern.    

 

 

Amendment  2 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Die Verbreitung von urheberrechtlich (2) Die Verbreitung von urheberrechtlich 
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oder durch verwandte Rechte geschützten 

Inhalten wie Büchern, audiovisuellen 

Produktionen oder Tonträgern und die 

Erbringung von damit 

zusammenhängenden Dienstleistungen 

erfordern die Freigabe der Nutzungsrechte 

durch die Inhaber der Urheber- oder 

verwandten Schutzrechte, d. h. der 

Schöpfer der Werke, der ausübenden 

Künstler, der Produzenten oder der 

Verleger. Im Regelfall können die 

Rechteinhaber zwischen individueller und 

kollektiver Rechtewahrnehmung wählen. 

Die Wahrnehmung von Urheber- und 

verwandten Schutzrechten beinhaltet die 

Vergabe von Lizenzen an Nutzer, die 

Prüfung der Rechnungen der 

Lizenznehmer und die Überwachung der 

Nutzung der Rechte, die Durchsetzung von 

Urheber- und verwandten Schutzrechten, 

die Einziehung der Einnahmen aus der 

Rechteverwertung und die Ausschüttung 

der den Rechteinhabern zustehenden 

Beträge. Verwertungsgesellschaften 

ermöglichen es Rechteinhabern, 

Vergütungen für die Nutzung ihrer Rechte 

– auch auf ausländischen Märkten – zu 

erhalten, die sie selbst sonst nicht 

überwachen oder durchsetzen könnten. 

Außerdem spielen sie eine wichtige 

gesellschaftliche und kulturelle Rolle, weil 

sie die Vielfalt kultureller 

Ausdrucksformen fördern, indem sie auch 

kleinsten und weniger populären 

Repertoires Zugang zum Markt 

verschaffen. Artikel 167 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union 

macht es der Union zur Auflage, bei ihrer 

Tätigkeit den kulturellen Aspekten 

Rechnung zu tragen, um so insbesondere 

die Vielfalt ihrer Kulturen zu wahren und 

zu fördern. 

oder durch verwandte Rechte geschützten 

Inhalten wie Büchern, audiovisuellen 

Produktionen oder Tonträgern und die 

Erbringung von damit 

zusammenhängenden Dienstleistungen 

erfordern die Freigabe der Nutzungsrechte 

durch die Inhaber der Urheber- oder 

verwandten Schutzrechte, d. h. der 

Schöpfer der Werke, der ausübenden 

Künstler, der Produzenten oder der 

Verleger. Im Regelfall können die 

Rechteinhaber zwischen individueller und 

kollektiver Rechtewahrnehmung wählen. 

Die Wahrnehmung von Urheber- und 

verwandten Schutzrechten beinhaltet die 

Vergabe von Lizenzen an Nutzer, die 

Prüfung der Rechnungen der 

Lizenznehmer und die Überwachung der 

Nutzung der Rechte, die Durchsetzung von 

Urheber- und verwandten Schutzrechten, 

die Einziehung der Einnahmen aus der 

Rechteverwertung und die Ausschüttung 

der den Rechteinhabern zustehenden 

Beträge. Organisationen zur kollektiven 

Rechtewahrnehmung ermöglichen es 

Rechteinhabern, Vergütungen für die 

Nutzung ihrer Rechte – auch auf 

ausländischen Märkten – zu erhalten, die 

sie selbst sonst nicht überwachen oder 

durchsetzen könnten. Außerdem spielen sie 

eine wichtige gesellschaftliche und 

kulturelle Rolle, weil sie die Vielfalt 

kultureller Ausdrucksformen fördern, 

indem sie auch kleinsten und weniger 

populären Repertoires Zugang zum Markt 

verschaffen. Artikel 167 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union 

macht es der Union zur Auflage, bei ihrer 

Tätigkeit den kulturellen Aspekten 

Rechnung zu tragen, um so insbesondere 

die Vielfalt ihrer Kulturen zu wahren und 

zu fördern. 

 (Dieser Änderungsantrag betrifft den 

gesamten Text. Seine Annahme wird 

entsprechende Abänderungen im gesamten 

Text erforderlich machen.) 
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Begründung 

Unter die Bezeichnung „Organisation zur kollektiven Rechtewahrnehmung“ fallen alle 

Formen von Gesellschaften und Vereinigungen, die sich mit kollektiver Rechtewahrnehmung 

befassen, so etwa Verwertungsgesellschaften. Dieser allgemeinere Begriff ist vorzuziehen, um 

gleiche Bedingungen zu gewährleisten. Übereinstimmend mit den Entwürfen der 

Stellungnahmen von CULT und IMCO. 

 

 

Amendment  3 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Als Dienstleister unterliegen in der 

Union niedergelassene 

Verwertungsgesellschaften den 

einzelstaatlichen Vorschriften zur 

Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG 

des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 12. Dezember 2006 über 

Dienstleistungen im Binnenmarkt, mit der 

die rechtlichen Voraussetzungen für die 

Gewährleistung der Niederlassungsfreiheit 

und des freien Dienstleistungsverkehrs 

zwischen den Mitgliedstaaten geschaffen 

werden sollen. Verwertungsgesellschaften 

sollten somit ihre Dienstleistungen 

problemlos länderübergreifend erbringen 

und in einem anderen Mitgliedstaat 

wohnhafte oder niedergelassene 

Rechteinhaber vertreten oder Lizenzen an 

in anderen Mitgliedstaaten wohnhafte oder 

niedergelassene Nutzer vergeben können. 

(3) Als Dienstleister unterliegen in der 

Union niedergelassene 

Verwertungsgesellschaften den 

einzelstaatlichen Vorschriften zur 

Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG 

des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 12. Dezember 2006 über 

Dienstleistungen im Binnenmarkt, mit der 

die rechtlichen Voraussetzungen für die 

Gewährleistung der Niederlassungsfreiheit 

und des freien Dienstleistungsverkehrs 

zwischen den Mitgliedstaaten geschaffen 

werden sollen. Verweist in diesem 

Zusammenhang darauf, dass die 

Ausnahme in Artikel 17 Absatz 1 für 

Rechte des geistigen Eigentums vom 

Grundsatz der Erbringung 

grenzüberschreitender Dienstleistungen 

ohne ungerechtfertigte Beschränkung die 

Rechte als solche abdeckt (Bestehen des 

Rechts, Geltungsbereich und Ausnahmen, 

Dauer usw.), und sie betrifft nicht mit der 

Verwaltung solcher Rechte verbundene 

Dienste, wie sie Organisationen zur 

kollektiven Rechtewahrnehmung 

erbringen. Organisationen zur kollektiven 

Rechtewahrnehmung sollten somit ihre 

Dienstleistungen problemlos 

länderübergreifend erbringen und in einem 

anderen Mitgliedstaat wohnhafte oder 

niedergelassene Rechteinhaber vertreten 
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oder Lizenzen an in anderen 

Mitgliedstaaten wohnhafte oder 

niedergelassene Nutzer vergeben können. 

Begründung 

Dieser Zusatz spiegelt die Auslegung der Ausnahmeregelung für Rechte des geistigen 

Eigentums durch die Kommission wider, wie sie im „Handbuch über die Umsetzung der 

Dienstleistungsrichtlinie“ erläutert wird. [Europäische Kommission, GD Binnenmarkt und 

Dienstleistungen (2007). „Handbuch über die Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie“, S. 

42] 

 

 

Amendment  4 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Die nationalen Regelungen zur 

Funktionsweise von 

Verwertungsgesellschaften weichen stark 

voneinander ab, insbesondere was deren 

Transparenz und Rechenschaftspflicht 

gegenüber Mitgliedern und Rechteinhabern 

betrifft. Abgesehen von den 

Schwierigkeiten, denen sich ausländische 

Rechteinhaber bei der Ausübung der ihnen 

zustehenden Rechte gegenübersehen, und 

der zu oft mangelhaften Verwaltung des 

Aufkommens weist auch die 

Funktionsweise von 

Verwertungsgesellschaften Mängel auf, die 

zu einer ineffizienten Verwertung von 

Urheber- und verwandten Schutzrechten 

im gesamten Binnenmarkt führen mit 

nachteiligen Folgen sowohl für die 

Mitglieder von Verwertungsgesellschaften 

als auch für Rechteinhaber und Nutzer. 

Diese Probleme stellen sich nicht bei 

unabhängigen Rechteverwertern, die als 

Agenten der Rechteinhaber auftreten und 

deren Rechte auf kommerzieller Basis 

wahrnehmen, ohne dass die 

Rechteinhaber irgendwelche 

Mitgliedsrechte besitzen. 

(4) Die nationalen Regelungen zur 

Funktionsweise von 

Verwertungsgesellschaften weichen stark 

voneinander ab, insbesondere was deren 

Transparenz und Rechenschaftspflicht 

gegenüber Mitgliedern, Rechteinhabern 

und Nutzern betrifft. Abgesehen von den 

Schwierigkeiten, denen sich ausländische 

Rechteinhaber bei der Ausübung der ihnen 

zustehenden Rechte gegenübersehen, und 

der zu oft mangelhaften Verwaltung des 

Aufkommens weist auch die 

Funktionsweise von 

Verwertungsgesellschaften Mängel auf, die 

zu einer ineffizienten Verwertung von 

Urheber- und verwandten Schutzrechten 

im gesamten Binnenmarkt führen mit 

nachteiligen Folgen sowohl für die 

Mitglieder von Verwertungsgesellschaften 

als auch für Rechteinhaber und Nutzer. 
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Amendment  5 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 9 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Zur ungehinderten 

länderübergreifenden Erbringung 

beziehungsweise Inanspruchnahme von 

Dienstleistungen im Bereich der 

kollektiven Rechtewahrnehmung gehört, 

dass es Rechteinhabern möglich sein muss, 

die Verwertungsgesellschaft frei zu 

wählen, die ihre Rechte – zum Beispiel das 

Aufführungs- oder das Senderecht – oder 

Kategorien von Rechten, z. B. die 

interaktive öffentlichen Wiedergabe, 

wahrnimmt, sofern derartige Rechte oder 

Rechtekategorien von der 

Verwertungsgesellschaft bereits 

wahrgenommen werden. Hierzu gehört 

auch, dass die Rechteinhaber ungeachtet 

ihres Wohnsitzes oder ihrer 

Staatsangehörigkeit und ungeachtet des 

Ortes der Niederlassung der 

Verwertungsgesellschaft dieser die 

Wahrnehmung ihrer Rechte oder 

Rechtekategorien entziehen und sie ganz 

oder teilweise einer anderen 

Verwertungsgesellschaft oder einer 

anderen Gesellschaft oder Vereinigung 

übertragen können. 

Verwertungsgesellschaften, die die Rechte 

an unterschiedlichen Arten von Werken 

(literarische, musikalische, fotografische 

Werke) und sonstigen Schutzgegenständen 

wahrnehmen, sollten Inhabern von Rechten 

an unterschiedlichen Arten von Werken 

und Schutzgegenständen ebenfalls 

Flexibilität in Bezug auf die Wahrnehmung 

dieser Rechte zugestehen. Die 

Verwertungsgesellschaften sollten die 

Rechteinhaber über diese Möglichkeit 

aufklären und es so einrichten, dass sie 

(9) Zur ungehinderten 

länderübergreifenden Erbringung 

beziehungsweise Inanspruchnahme von 

Dienstleistungen im Bereich der 

kollektiven Rechtewahrnehmung gehört, 

dass es Rechteinhabern möglich sein muss, 

die Verwertungsgesellschaft frei zu 

wählen, die ihre Rechte – zum Beispiel das 

Aufführungs- oder das Senderecht – oder 

Kategorien von Rechten, z. B. die 

interaktive öffentlichen Wiedergabe, 

wahrnimmt, sofern derartige Rechte oder 

Rechtekategorien von der 

Verwertungsgesellschaft bereits 

wahrgenommen werden. Hierzu gehört 

auch, dass die Rechteinhaber ungeachtet 

ihres Wohnsitzes oder ihrer 

Staatsangehörigkeit und ungeachtet des 

Ortes der Niederlassung der 

Verwertungsgesellschaft dieser die 

Wahrnehmung ihrer Rechte oder 

Rechtekategorien entziehen und sie ganz 

oder teilweise einer anderen 

Verwertungsgesellschaft oder einer 

anderen Gesellschaft oder Vereinigung 

übertragen können. 

Verwertungsgesellschaften, die die Rechte 

an unterschiedlichen Arten von Werken 

(literarische, musikalische, fotografische 

Werke) und sonstigen Schutzgegenständen 

wahrnehmen, sollten Inhabern von Rechten 

an Werken, unterschiedlichen Arten von 

Werken und Schutzgegenständen ebenfalls 

Flexibilität in Bezug auf die Wahrnehmung 

dieser Rechte zugestehen. Die 

Verwertungsgesellschaften sollten die 

Rechteinhaber über diese Möglichkeit 

aufklären und es so einrichten, dass sie 
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möglichst leicht davon Gebrauch machen 

können. Schließlich sollte diese Richtlinie 

die Möglichkeiten der Rechteinhaber, ihre 

Rechte selbst wahrzunehmen, unter 

anderem für nichtgewerbliche Zwecke, 

unberührt lassen. 

möglichst leicht davon Gebrauch machen 

können. Schließlich sollte diese Richtlinie 

die Möglichkeiten der Rechteinhaber, ihre 

Rechte selbst wahrzunehmen, unter 

anderem für nichtgewerbliche Zwecke 

oder zur Veröffentlichung, unberührt 

lassen. 

Begründung 

Rechteinhaber sollten weiterhin das Recht haben, eigenverantwortlich Entscheidungen über 

die Rechte an ihren eigenen Werken treffen sowie ihre Werke öffentlich zugänglich machen zu 

können. 

 

 

Amendment  6 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 13 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Die Mitglieder sollten die Möglichkeit 

erhalten, die Art und Weise, wie 

Verwertungsgesellschaften geführt werden, 

zu beaufsichtigen. Zu diesem Zweck 

sollten die Verwertungsgesellschaften eine 

ihrer Organisationsstruktur angepasste 

Aufsichtsfunktion schaffen und es den 

Mitgliedern ermöglichen, in dem Gremium 

vertreten zu sein, das in der 

Verwertungsgesellschaft die Aufsicht 

ausübt. Damit kleinere 

Verwertungsgesellschaften nicht 

übermäßig belastet werden und die sich 

aus dieser Richtlinie ergebenden 

Verpflichtungen verhältnismäßig bleiben, 

sollten die Mitgliedstaaten sehr kleine 

Verwertungsgesellschaften 

gegebenenfalls von der Verpflichtung zur 

Einrichtung einer solchen 

Aufsichtsfunktion ausnehmen dürfen. 

(13) Die Mitglieder sollten die Möglichkeit 

erhalten, die Art und Weise, wie 

Verwertungsgesellschaften geführt werden, 

zu beaufsichtigen. Zu diesem Zweck 

sollten die Verwertungsgesellschaften eine 

ihrer Organisationsstruktur angepasste 

Aufsichtsfunktion schaffen und es allen 

Gruppen von Mitgliedern ermöglichen, in 

dem Gremium vertreten zu sein, das in der 

Verwertungsgesellschaft die Aufsicht 

ausübt. 
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Amendment  7 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 14 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Für eine solide Geschäftsführung ist 

es wichtig, dass die Führungskräfte einer 

Verwertungsgesellschaft unabhängig sind. 

Mitglieder der Leitungsorgane sollten 

jährlich gegenüber der 

Verwertungsgesellschaft erklären müssen, 

ob ihre eigenen Interessen mit denen der 

Verwertungsgesellschaft kollidieren. 

(14) Für eine solide Geschäftsführung ist 

es wichtig, dass die Führungskräfte einer 

Organisation zur kollektiven 

Rechtewahrnehmung unabhängig sind. 

Mitglieder der Leitungsorgane sollten, 

bevor sie ihre Tätigkeiten aufnehmen und 

später jährlich, gegenüber der 

Organisation zur kollektiven 

Rechtewahrnehmung erklären müssen, ob 

ihre eigenen Interessen mit denen der 

Organisation kollidieren. 

Begründung 

Interessenkonflikte müssen aufgedeckt werden, bevor ein Manager oder ein Geschäftsführer 

seine bzw. ihre Tätigkeiten aufnimmt. Übereinstimmend mit dem Entwurf der Stellungnahme 

von CULT. 

 

 

Amendment  8 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 15 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(15) Verwertungsgesellschaften ziehen die 

Einnahmen aus der Verwertung der ihnen 

von den Rechteinhabern anvertrauten 

Rechte ein, verwalten sie und schütten sie 

aus. Diese Einnahmen stehen letztlich den 

Rechteinhabern zu, die Mitglieder dieser 

Verwertungsgesellschaft oder einer 

anderen Gesellschaft sein können. Es ist 

daher wichtig, dass die 

Verwertungsgesellschaften bei der 

Einziehung, Verwaltung und Ausschüttung 

der Einnahmen äußerste Sorgfalt walten 

lassen. Eine korrekte Ausschüttung ist nur 

möglich, wenn die 

(15) Verwertungsgesellschaften ziehen die 

Einnahmen aus der Verwertung der ihnen 

von den Rechteinhabern anvertrauten 

Rechte ein, verwalten sie und schütten sie 

aus. Diese Einnahmen stehen letztlich den 

Rechteinhabern zu, die Mitglieder dieser 

Verwertungsgesellschaft oder einer 

anderen Gesellschaft sein können. Es ist 

daher wichtig, dass die 

Verwertungsgesellschaften bei der 

Einziehung, Verwaltung und Ausschüttung 

der Einnahmen äußerste Sorgfalt walten 

lassen. Eine korrekte Ausschüttung ist nur 

möglich, wenn die 



 

AD\940427DE.doc 11/32 PE508.022v02-00 

 DE 

Verwertungsgesellschaften über 

Mitglieder, Lizenzen und die Nutzung der 

Werke und sonstigen Schutzgegenstände 

genau Buch führen. Gegebenenfalls sollten 

auch Rechteinhaber und Nutzer 

entsprechende Angaben machen, die von 

den Verwertungsgesellschaften überprüft 

werden. Die den Rechteinhabern 

zustehenden eingezogenen Beträge sollten 

getrennt von etwaigem eigenem Vermögen 

der Verwertungsgesellschaft verwaltet 

werden, und eine etwaige Anlage dieser 

Beträge bis zur Ausschüttung an die 

Rechteinhaber sollte nur im Einklang mit 

der von der Mitgliederversammlung der 

Verwertungsgesellschaften beschlossenen 

Anlagepolitik erfolgen dürfen. Um die 

Rechte der Rechteinhaber bestmöglich zu 

schützen und sicherzustellen, dass das 

Aufkommen aus der Verwertung ihrer 

Rechte den Rechteinhabern zufließt, sollten 

etwaige Anlagegeschäfte und etwaiges 

Anlagevermögen von der 

Verwertungsgesellschaft nach Grundsätzen 

getätigt beziehungsweise verwaltet werden, 

die die Verwertungsgesellschaft zu 

umsichtigem Handeln nötigen und es ihr 

ermöglichen, sich für die sicherste und 

zugleich rentabelste Anlagepolitik zu 

entscheiden. Die Verwertungsgesellschaft 

sollte Anlageformen wählen können, die in 

Bezug auf die genaue Art und Dauer der 
Risikoexposition der angelegten 

Einnahmen angemessen ist und durch die 

die den Rechteinhabern geschuldeten 

Einnahmen nicht übermäßig gefährdet 

werden. Um außerdem sicherzustellen, 

dass die den Rechteinhabern zustehenden 

Beträge ordnungsgemäß und effektiv 

ausgeschüttet werden, müssen die 

Verwertungsgesellschaften dem 

Sorgfaltsgebot und dem Grundsatz von 

Treu und Glauben entsprechende, 

angemessene Maßnahmen ergreifen, um 

die Rechteinhaber zu ermitteln und sie 

ausfindig zu machen. Die Bestimmungen, 

die regeln, wie zu verfahren ist, wenn 

eingezogene Beträge nicht ausgeschüttet 

Verwertungsgesellschaften über 

Mitglieder, Lizenzen und die Nutzung der 

Werke und sonstigen Schutzgegenstände 

genau und transparent Buch führen. 

Gegebenenfalls sollten auch Rechteinhaber 

und Nutzer entsprechende Angaben 

machen, die von den 

Verwertungsgesellschaften überprüft 

werden. Die den Rechteinhabern 

zustehenden eingezogenen Beträge sollten 

getrennt von etwaigem eigenem Vermögen 

der Verwertungsgesellschaft verwaltet 

werden, und eine etwaige Anlage dieser 

Beträge bis zur Ausschüttung an die 

Rechteinhaber sollte nur im Einklang mit 

der von der Mitgliederversammlung der 

Verwertungsgesellschaften beschlossenen 

Anlagepolitik erfolgen dürfen. Um die 

Rechte der Rechteinhaber bestmöglich zu 

schützen und sicherzustellen, dass das 

Aufkommen aus der Verwertung ihrer 

Rechte den Rechteinhabern zufließt, sollten 

etwaige Anlagegeschäfte und etwaiges 

Anlagevermögen von der 

Verwertungsgesellschaft nach Grundsätzen 

getätigt beziehungsweise verwaltet werden, 

die die Verwertungsgesellschaft zu 

umsichtigem Handeln nötigen und es ihr 

ermöglichen, sich für die sicherste und 

zugleich rentabelste Anlagepolitik zu 

entscheiden. Die Verwertungsgesellschaft 

sollte sichere und ertragreiche 

Anlageformen wählen können, die eine 

Risikoexposition der angelegten 

Einnahmen verhindern und durch die die 

den Rechteinhabern geschuldeten 

Einnahmen nicht übermäßig gefährdet 

werden. Um außerdem sicherzustellen, 

dass die den Rechteinhabern zustehenden 

Beträge ordnungsgemäß und effektiv 

ausgeschüttet werden, müssen die 

Verwertungsgesellschaften dem 

Sorgfaltsgebot und dem Grundsatz von 

Treu und Glauben entsprechende, 

angemessene Maßnahmen ergreifen, um 

die Rechteinhaber zu ermitteln und sie 

ausfindig zu machen. Die Bestimmungen, 

die regeln, wie zu verfahren ist, wenn 
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werden können, weil die Rechteinhaber 

nicht ermittelt oder ausfindig gemacht 

werden konnten, sollten der Zustimmung 

der Mitglieder der 

Verwertungsgesellschaften bedürfen. 

eingezogene Beträge nicht ausgeschüttet 

werden können, weil die Rechteinhaber 

nicht ermittelt oder ausfindig gemacht 

werden konnten, sollten der Zustimmung 

der Mitglieder der 

Verwertungsgesellschaften bedürfen. 

 

 

Amendment  9 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 20 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(20) Um Rechteinhaber in die Lage zu 

versetzen, die Leistungen ihrer 

Verwertungsgesellschaften zu überwachen 

und miteinander zu vergleichen, sollten 

Verwertungsgesellschaften einen 

jährlichen Transparenzbericht 

veröffentlichen mit vergleichbaren 

geprüften Finanzdaten, die für die 

Tätigkeiten von Verwertungsgesellschaften 

charakteristisch sind. Ferner sollten sie in 

einem gesonderten Jahresbericht öffentlich 

darlegen, wofür die für soziale, kulturelle 

oder Bildungsleistungen einbehaltenen 

Beträge verwendet wurden. Um kleinere 

Verwertungsgesellschaften nicht 

übermäßig zu belasten und die 

Verhältnismäßigkeit der sich aus dieser 

Richtlinie ergebenden Verpflichtungen 

sicherzustellen, sollten die Mitgliedstaaten 

sehr kleine Verwertungsgesellschaften 

gegebenenfalls von bestimmten 

Transparenzpflichten ausnehmen dürfen. 

(20) Um Rechteinhaber in die Lage zu 

versetzen, die Leistungen ihrer 

Verwertungsgesellschaften zu überwachen 

und miteinander zu vergleichen, sollten 

Verwertungsgesellschaften einen 

jährlichen Transparenzbericht 

veröffentlichen mit vergleichbaren 

geprüften Finanzdaten, die für die 

Tätigkeiten von Verwertungsgesellschaften 

charakteristisch sind. Ferner sollten sie in 

einem gesonderten Jahresbericht öffentlich 

darlegen, wofür die für soziale, kulturelle 

oder Bildungsleistungen einbehaltenen 

Beträge verwendet wurden. 

Begründung 

Der Ausschluss kleiner Verwertungsgesellschaften von der Verpflichtung zur Veröffentlichung 

eines Transparenzberichts wirkt dem Zweck der Richtlinie entgegen. Überdies sollte diese 

Erwägung mit Überarbeitungen der Artikel 8 Absatz 3 und 20 Absatz 5 übereinstimmen. 

Übereinstimmend mit dem Entwurf der Stellungnahme von IMCO. 
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Amendment  10 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 37 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(37) Außerdem sollten die Mitgliedstaaten 

geeignete Verfahren vorsehen, mit deren 

Hilfe gegen Verwertungsgesellschaften, 

die die Vorschriften nicht einhalten, 

Beschwerde erhoben werden kann und die 

gewährleisten, dass gegebenenfalls 

verhältnismäßige, wirksame und 

abschreckende Sanktionen verhängt 

werden. Die Mitgliedstaaten sollten 

festlegen, welche Behörden für die 

Abwicklung der Beschwerdeverfahren und 

Sanktionen zuständig sind. Um 

sicherzugehen, dass die Vorschriften über 

die Erteilung von Mehrgebietslizenzen 

eingehalten werden, sollten besondere 

Kontrollmechanismen festgelegt werden. 

Die zuständigen Behörden der 

Mitgliedstaaten und die Europäischen 

Kommission sollten zu diesem Zweck 

zusammenarbeiten. 

(37) Außerdem sollten die Mitgliedstaaten 

geeignete Verfahren vorsehen, mit deren 

Hilfe gegen Verwertungsgesellschaften, 

die die Vorschriften nicht einhalten, 

Beschwerde erhoben werden kann und die 

gewährleisten, dass gegebenenfalls 

verhältnismäßige, wirksame und 

abschreckende Maßnahmen und 

Sanktionen verhängt werden. Die 

Mitgliedstaaten sollten festlegen, welche 

Behörden für die Abwicklung der 

Beschwerdeverfahren und Sanktionen 

zuständig sind. Um sicherzugehen, dass die 

Vorschriften über die Erteilung von 

Mehrgebietslizenzen eingehalten werden, 

sollten besondere Kontrollmechanismen 

festgelegt werden. Die zuständigen 

Behörden der Mitgliedstaaten und die 

Europäischen Kommission sollten zu 

diesem Zweck zusammenarbeiten. 

 

 

Amendment  11 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Richtlinie legt die Bestimmungen 

fest, die für eine ordnungsgemäße 

Wahrnehmung von Urheber- und 

verwandten Schutzrechten durch 

Verwertungsgesellschaften notwendig 

sind. Sie regelt darüber hinaus die 

Anforderungen an die Vergabe von 

Mehrgebietslizenzen durch 

Verwertungsgesellschaften für die Online-

Nutzung von Urheberrechten an 

Musikwerken. 

Diese Richtlinie legt die Bestimmungen 

fest, die für eine ordnungsgemäße, 

wirksame, transparente und 

rechenschaftspflichtige Wahrnehmung 

von Urheber- und verwandten 

Schutzrechten durch Organisationen zur 

kollektiven Rechtewahrnehmung 
notwendig sind. Sie regelt darüber hinaus 

die Anforderungen an die Vergabe von 

Mehrgebietslizenzen durch 

Organisationen zur kollektiven 
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Rechtewahrnehmung für die Online-

Nutzung von Urheberrechten an 

Musikwerken. 

 

 

Amendment  12 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 2 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Titel I, II und IV mit Ausnahme der 

Artikel 36 und 40 gelten für alle 

Verwertungsgesellschaften mit Sitz in der 

Europäischen Union. 

Die Titel I, Artikel 13, 14, 15 bis 19, 24 

Absatz 2, 31 und Titel IV mit Ausnahme 

der Artikel 36 und 40 gelten für ihre in der 

Union getätigten Geschäfte und in Bezug 

auf Rechteinhaber, die in der Union 

wohnhaft oder niedergelassen sind, 

ebenfalls für alle 

Verwertungsgesellschaften mit Sitz 

außerhalb der Europäischen Union. 

 

 

Amendment  13 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 2 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Titel III und Titel IV Artikel 36 und 40 

gelten nur für Verwertungsgesellschaften, 

die Urheberrechte an Musikwerken für 

die gebietsübergreifende Online-Nutzung 
wahrnehmen. 

Titel I Artikel 10, 11 Absatz 1, 12, 15, 16 

bis 20,Titel III und Artikel 34, 35, 37 und 

38 gelten auch für ihre in der Union 

getätigten Geschäfte und in Bezug auf 

Rechteinhaber, die in der Union 

wohnhaft oder niedergelassen sind, 

unabhängige innerhalb oder außerhalb 

der Union ansässige unabhängige 

Rechteverwerter, die als Agenten der 

Rechteinhaber auftreten und deren 

Rechte kollektiv wahrnehmen und in der 

Union auf kommerzieller Basis tätig sind. 
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Amendment  14 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 2 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Titel I und II sowie Artikel 34, 35 und 37 

bis 39 gelten auch für Einrichtungen, die 

sich ganz oder teilweise direkt oder 

indirekt im Besitz einer 

Verwertungsgesellschaft oder mehrerer 

Verwertungsgesellschaften befinden bzw. 

kontrolliert werden, vorausgesetzt, dass 

diese Einrichtungen einer Tätigkeit 

nachgehen, die, würde sie von einer 

Verwertungsgesellschaft ausgeübt, diesen 

Bestimmungen unterliegen würde. 

 

 

Amendment  15 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) „Verwertungsgesellschaft“ jede 

Organisation, die im Eigentum ihrer 

Mitglieder steht oder die von ihren 

Mitgliedern beherrscht wird und die 

gesetzlich oder auf der Grundlage einer 

Abtretungs-, Lizenz- oder sonstigen 

vertraglichen Vereinbarung von mehr als 

einem Rechteinhaber damit beauftragt ist, 

ausschließlich oder hauptsächlich Urheber- 

oder verwandte Schutzrechte 

wahrzunehmen; 

a) „Verwertungsgesellschaft“ jede 

Organisation, die im Eigentum ihrer 

Mitglieder steht oder die von ihren 

Mitgliedern beherrscht wird oder die 

vollständig oder teilweise im Besitz einer 

oder mehreren Verwertungsgesellschaften 

ist, vorausgesetzt dass diese 

Einrichtungen Urheber- oder verwandte 

Schutzrechte wahrnehmen, und die 

gesetzlich oder auf der Grundlage einer 

Abtretungs-, Lizenz- oder sonstigen 

vertraglichen Vereinbarung von mehr als 

einem Rechteinhaber damit beauftragt ist, 

ausschließlich oder hauptsächlich Urheber- 

oder verwandte Schutzrechte 

wahrzunehmen; 
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Amendment  16 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 aa) „kommerzieller Betreiber“ jede 

Gesellschaft oder Vereinigung, die auf 

der Grundlage einer vertraglichen 

Vereinbarung beauftragt ist, Urheber- 

oder verwandte Schutzrechte im Namen 

eines Rechteinhabers auf kommerzieller 

Basis wahrzunehmen; 

Begründung 

Um einheitliche Bedingungen für die Rechteverwaltung zu schaffen, sollten Herausgeber und 

Plattenfirmen, die zudem mit der Verwaltung der Rechte von Rechteinhabern beauftragt sind, 

verpflichtet werden, einen Mindestbestand an Vorschriften für Transparenz zu befolgen. 

Übereinstimmend mit dem Entwurf der Stellungnahme von CULT. 

 

 

Amendment  17 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) „Mitglied einer 

Verwertungsgesellschaft“ einen 

Rechteinhaber oder eine Einrichtung, die 

Rechteinhaber direkt vertritt, einschließlich 

anderer Verwertungsgesellschaften und 

Vereinigungen von Rechteinhabern, die die 

Voraussetzungen für die Mitgliedschaft in 

der Verwertungsgesellschaft erfüllen; 

c) „Mitglied“ einen Rechteinhaber oder 

eine Einrichtung, die Rechteinhaber direkt 

vertritt, einschließlich anderer 

Organisationen zur kollektiven 

Rechtewahrnehmung und Vereinigungen 

von Rechteinhabern, die die 

Voraussetzungen für die Mitgliedschaft in 

der Organisation zur kollektiven 

Rechtewahrnehmung unabhängig von 

ihrer Rechtsform erfüllen; 

Begründung 

Notwendige Klarstellung angesichts der Vielzahl legaler Formen von Organisationen zur 

kollektiven Rechtewahrnehmung in den einzelnen Mitgliedstaaten. Übereinstimmend mit dem 

Entwurf der Stellungnahme von CULT. 
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Amendment  18 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

f) „Einnahmen aus den Rechten“ die von 

einer Verwertungsgesellschaft für die 

Rechteinhaber eingezogenen Beträge aus 

einem ausschließlichen Recht oder einem 

Vergütungs- oder Ausgleichsanspruch; 

f) „Einnahmen aus den Rechten“ die von 

einer Organisation zur kollektiven 

Rechtewahrnehmung für ihre Mitglieder 

eingezogenen Beträge aus einem 

ausschließlichen Recht oder einem 

Vergütungsanspruch und einschließlich 

aller Erträge aus den Anlagen der 

Einnahmen aus den Rechten; 

Begründung 

In Artikel 10 wird erwähnt, dass Einnahmen aus Anlagen getrennt von den Eigenmitteln der 

Organisation zur kollektiven Rechtewahrnehmung zu halten sind, aber nicht, dass sie 

tatsächlich an die Rechteinhaber ausgeschüttet werden sollten. Übereinstimmung mit dem 

Entwurf der Stellungnahme von CULT. 

 

 

Amendment  19 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 5 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Rechteinhaber haben das Recht, eine 

Verwertungsgesellschaft ihrer Wahl mit 

der Wahrnehmung von Rechten oder 

Kategorien von Rechten an ihren Werken 

und sonstigen Schutzgegenständen ihrer 

Wahl oder an bestimmten Arten dieser 

Werke und Schutzgegenstände in den 

Mitgliedstaaten ihrer Wahl ungeachtet des 

Mitgliedstaats des Wohnsitzes, der 

Niederlassung oder der Staatsangehörigkeit 

des Rechteinhabers beziehungsweise der 

Verwertungsgesellschaft zu beauftragen. 

2. Die Rechteinhaber haben das Recht, eine 

in der Union ansässige Organisation zur 

kollektiven Rechtewahrnehmung ihrer 

Wahl mit der Wahrnehmung von Rechten 

oder Kategorien von Rechten an ihren 

Werken und sonstigen Schutzgegenständen 

ihrer Wahl oder an bestimmten Arten 

dieser Werke und Schutzgegenstände in 

den Mitgliedstaaten ihrer Wahl ungeachtet 

des Wohnsitzes, der Niederlassung oder 

der Staatsangehörigkeit des Rechteinhabers 

zu beauftragen. 
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Amendment  20 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 5 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Rechteinhaber haben das Recht, 

unter Einhaltung einer angemessenen Frist 

von höchstens sechs Monaten den 

Wahrnehmungsauftrag der 

Verwertungsgesellschaft vollständig oder 

teilweise in Bezug auf bestimmte Rechte, 

Kategorien von Rechten oder Rechte an 

bestimmten Arten von Werken und 

sonstigen Schutzgegenständen ihrer Wahl 

in den Mitgliedstaaten ihrer Wahl zu 

beenden. Die Verwertungsgesellschaft 

kann beschließen, dass eine solche 

vollständige oder teilweise Beendigung des 

Wahrnehmungsauftrags nur in der Mitte 

oder am Ende des Geschäftsjahres, je 

nachdem welcher Zeitpunkt früher auf den 

Ablauf der Frist folgt, wirksam wird. 

3. Die Rechteinhaber haben das Recht, 

während der Laufzeit des 

Wahrnehmungsauftrags jederzeit unter 

Einhaltung einer angemessenen Frist von 

höchstens sechs Monaten, den 

Wahrnehmungsauftrag der Organisation 

zur kollektiven Rechtewahrnehmung 
vollständig oder teilweise in Bezug auf 

bestimmte Rechte, Kategorien von 

Rechten, Werke oder bestimmte Arten von 

Werken und sonstigen Schutzgegenständen 

ihrer Wahl in den Mitgliedstaaten ihrer 

Wahl zu beenden. Die Organisation zur 

kollektiven Rechtewahrnehmung kann 

beschließen, dass eine solche vollständige 

oder teilweise Beendigung des 

Wahrnehmungsauftrags nur in der Mitte 

oder am Ende des Geschäftsjahres, je 

nachdem welcher Zeitpunkt früher auf den 

Ablauf der Frist folgt, wirksam wird. 

Begründung 

Rechteinhaber sollten weiterhin das Recht haben, eigenverantwortlich Entscheidungen über 

die Rechte an ihren eigenen Werken zu treffen. In anderen Ländern, z.B. in den Vereinigten 

Staaten, haben Rechteinhaber das Recht, individuelle Werke ihrer Organisation zur 

kollektiven Rechtewahrnehmung zu entziehen. Übereinstimmend mit dem Entwurf der 

Stellungnahme von CULT. 

 

 

Amendment  21 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 6 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Die Verwertungsgesellschaften führen 

Mitgliederverzeichnisse, die regelmäßig 

aktualisiert werden, so dass Identität und 

5. Die Verwertungsgesellschaften führen 

öffentlich zugängliche Verzeichnisse ihrer 

Mitglieder und ihrer jeweiligen Rechte 



 

AD\940427DE.doc 19/32 PE508.022v02-00 

 DE 

Wohnsitz beziehungsweise 

Niederlassungsort ihrer Mitglieder 

zuverlässig festgestellt werden können. 

oder Werke, für die die Rechteinhaber der 

Verwertungsgesellschaft die 

Genehmigung erteilt haben. Die 

Verzeichnisse werden regelmäßig 

aktualisiert, so dass sowohl Identität und 

Wohnsitz beziehungsweise 

Niederlassungsort ihrer Mitglieder als 

auch ihre wahrgenommenen Rechte und 

Werke zuverlässig festgestellt werden 

können. 

 

 

Amendment  22 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 7 – Absatz 7 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) Beträge, die ein Mitglied in dem 

betreffenden Geschäftsjahr erhalten hat 

oder die ihm zustehen. 

entfällt 

Begründung 

Eine Beeinflussung des Stimmrechts in Bezug auf die erhaltenen Beträge ist undemokratisch. 

Da die Erträge von Rechteinhabern in Verwertungsgesellschaften äußerst ungleich verteilt 

werden, würde eine Beschränkung der Stimmrechte in Bezug auf die erhaltenen Beträge zu 

unangemessen hohen Differenzen bei der Ausschüttung führen. 

 

 

Amendment  23 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 7 – Absatz 8 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

8. Jedes Mitglied einer 

Verwertungsgesellschaft hat das Recht, 

eine andere natürliche oder juristische 

Person zum Vertreter zu bestellen, die in 

seinem Namen an der 

Mitgliederversammlung teilnimmt und sein 

Stimmrecht ausübt. 

8. Jedes Mitglied einer Organisation zur 

kollektiven Rechtewahrnehmung hat das 

Recht, eine andere natürliche oder 

juristische Person zum Vertreter zu 

bestellen, die in seinem Namen an der 

Mitgliederversammlung teilnimmt und sein 

Stimmrecht ausübt. Um gültig zu sein, 

muss das Mitglied dem Vertreter die 
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Vertretungsvollmacht spätestens drei 

Monate vor deren Inanspruchnahme 

erteilen. 

Begründung 

Auf diese Weise soll verhindert werden, dass Musikverleger und/oder Plattenfirmen von 

neuen Künstlern, mit denen sie sich vertraglich binden, standardmäßig eine permanente 

Handlungsvollmacht einfordern. Dadurch würden Musikverleger und Plattenfirmen im Laufe 

der Zeit Kontrolle über die Verwertungsgesellschaften erlangen. Übereinstimmend mit dem 

Entwurf der Stellungnahme von CULT. 

 

 

Amendment  24 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 8 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Mitgliedstaaten können 

beschließen, dass die Absätze 1 und 2 

nicht für eine Verwertungsgesellschaft 

gelten, die zum Bilanzstichtag die 

Grenzwerte von zwei der drei folgenden 

Kriterien nicht überschreitet: 

entfällt 

a) Bilanzsumme: 350 000 EUR;  

b) Nettoumsatz: 700 000 EUR;  

c) durchschnittliche Zahl der 

Beschäftigten während des 

Geschäftsjahres: zehn. 

 

Begründung 

Der Ausschluss kleiner Verwertungsgesellschaften von der Verpflichtung zur Einrichtung 

einer Aufsichtsfunktion wirkt dem Zweck der Richtlinie entgegen. Auch kleinste Unternehmen 

und Organisationen benötigen in der Regel ein Aufsichtsorgan. Übereinstimmend mit den 

Entwürfen der Stellungnahmen von CULT und IMCO. 

 

 

Amendment  25 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 10 – Absatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Bei der Einziehung und der Verwaltung 

der Einnahmen aus den Rechten gehen die 

Verwertungsgesellschaften mit der 

gebotenen Sorgfalt vor. 

1. Bei der Einziehung und der Verwaltung 

der Einnahmen aus den Rechten gehen die 

Organisationen zur kollektiven 

Rechtewahrnehmung mit der gebotenen 

Sorgfalt, Genauigkeit und Transparenz 

vor. Ausgenommen in Mitgliedstaaten mit 

Systemen einer erweiterten kollektiven 

Lizenzvergabe stellt eine Organisation zur 

kollektiven Rechtewahrnehmung sicher, 

dass sie nur Einnahmen aus den Rechten 

von Rechteinhabern einzieht, deren 

Rechte sie vertreten darf. 

Begründung 

Zur Abstimmung mit Artikel 12 Absatz 1 und Artikel 14 Absatz 2, wonach die Beträge 

ordnungsgemäß verteilt und ausgeschüttet werden müssen. Folgerichtig muss die Einziehung 

und Verwaltung mit derselben Sorgfalt durchgeführt werden. Des Weiteren sollten 

Verwertungsgesellschaften Beträge nur im Auftrag von Mitgliedern und Rechteinhabern 

einziehen, die sie im Rahmen einer Vertretungsvereinbarung repräsentieren. 

Übereinstimmung mit dem Entwurf der Stellungnahme von CULT. 

 

 

Amendment  26 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 10 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Verwertungsgesellschaften dürfen 

die Einnahmen aus den Rechten und die 

Erträge aus den Anlagen dieser Einnahmen 

nicht für eigene Rechnung verwenden; sie 

dürfen lediglich von diesen Einnahmen die 

Verwaltungsgebühren einbehalten. 

3. Die Verwertungsgesellschaften dürfen 

die Einnahmen aus den Rechten und die 

Erträge aus den Anlagen dieser Einnahmen 

nicht für eigene Rechnung verwenden; sie 

dürfen nach Maßgabe des Artikels 7 

Absatz 5 Buchstabe d lediglich von diesen 

Einnahmen die Verwaltungsgebühren 

einbehalten. 

Begründung 

Clarification. Consistent with draft opinion from IMCO. 
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Amendment  27 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 12 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die Verwertungsgesellschaften die 

Beträge, die den von ihnen vertretenen 

Rechteinhabern zustehen, regelmäßig und 

mit der gebotenen Sorgfalt an diese 

Rechteinhaber verteilen und ausschütten. 

Die Verwertungsgesellschaften nehmen 

die Verteilung und Ausschüttung 

spätestens zwölf Monate nach Ablauf des 

Geschäftsjahres vor, in dem die Einnahmen 

aus den Rechten angefallen sind, es sei 

denn, es ist ihnen aus objektiven Gründen 

insbesondere im Zusammenhang mit 

Meldungen von Nutzern, der Feststellung 

der Rechte oder Rechteinhaber oder der 

Zuordnung von Werken und anderen 

Schutzgegenständen zu dem jeweiligen 

Rechteinhaber nicht möglich, diese Frist 

einzuhalten. Die 

Verwertungsgesellschaften nehmen die 

Verteilung und Ausschüttung korrekt unter 

Gleichbehandlung aller Gruppen von 

Rechteinhabern vor. 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die Organisationen zur kollektiven 

Rechtewahrnehmung die Beträge, die den 

von ihnen vertretenen Rechteinhabern 

zustehen, regelmäßig und mit der 

gebotenen Sorgfalt an diese Rechteinhaber 

verteilen und ausschütten. Die 

Organisationen zur kollektiven 

Rechtewahrnehmung nehmen die 

Verteilung und Ausschüttung ohne 

ungebührliche Verzögerung, spätestens 

aber sechs Monate, nachdem die 

Einnahmen aus den Rechten angefallen 

sind, es sei denn, es ist ihnen aus 

objektiven Gründen insbesondere im 

Zusammenhang mit Meldungen von 

Nutzern, der Feststellung der Rechte oder 

Rechteinhaber oder der Zuordnung von 

Werken und anderen Schutzgegenständen 

zu dem jeweiligen Rechteinhaber nicht 

möglich, diese Frist einzuhalten. Die 

Organisationen zur kollektiven 

Rechtewahrnehmung nehmen die 

Verteilung und Ausschüttung korrekt unter 

Gleichbehandlung aller Gruppen von 

Rechteinhabern vor. 

 

 

Amendment  28 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 14 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Verwertungsgesellschaften verteilen 

regelmäßig, korrekt und mit der gebotenen 

Sorgfalt an die anderen 

Verwertungsgesellschaften die diesen 

zustehenden Beträge und zahlen sie ihnen 

2. Die Verwertungsgesellschaften verteilen 

regelmäßig, korrekt, mit der gebotenen 

Sorgfalt und ohne ungebührliche 

Verzögerung an die anderen 

Verwertungsgesellschaften die diesen 



 

AD\940427DE.doc 23/32 PE508.022v02-00 

 DE 

aus. zustehenden Beträge und zahlen sie ihnen 

aus. 

 

Amendment 29 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Lizenzbedingungen sind auf 

objektive Kriterien zu stützen, 

insbesondere in Bezug auf die 

Tarifgestaltung.  

2. Die Lizenzbedingungen sind auf faire, 

angemessene und nicht diskriminierende 
Kriterien zu stützen, insbesondere in Bezug 

auf die Tarifgestaltung.  

Begründung 

Faire, angemessene und nicht diskriminierende Kriterien sind Standardwortlaut bei der 

Lizenzvergabe. 

Amendment  30 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Tarife für ausschließliche Rechte haben 

den Marktwert der Rechte und der von der 

Verwertungsgesellschaft erbrachten 

Leistungen widerzuspiegeln. 

Tarife für ausschließliche Rechte haben 

den Marktwert der Rechte und in 

angemessener Weise den Marktwert der 

von der Verwertungsgesellschaft 

erbrachten Leistungen widerzuspiegeln.  

Begründung 

Die Änderung wird eingefügt, um die Rechtsprechung des Gerichtshofs in der Rechtssache 

Canal 5 gegen STIM (C-52/07) besser widerzuspiegeln. 

 

Amendment  31 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 18 – Überschrift 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Information der Rechteinhaber, Mitglieder, Information der Rechteinhaber, Mitglieder, 
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anderer Verwertungsgesellschaften und 

Nutzer auf Anfrage 

anderer Verwertungsgesellschaften und 

Nutzer  

Begründung 

Stärkt die Transparenzpflicht. Siehe Änderungsantrag zu Artikel 18 Absätze 1 und 2. 

Amendment  32 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 18 – Absatz 1 – Einleitung 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die Verwertungsgesellschaften ohne 

ungebührliche Verzögerung auf Anfrage 

eines von ihnen vertretenen 

Rechteinhabers, einer von ihnen auf der 

Grundlage eines Vertretungsvertrags 

vertretenen Verwertungsgesellschaft oder 

eines Nutzers elektronisch Informationen 

bereitstellen über: 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die Verwertungsgesellschaften ohne 

ungebührliche Verzögerung einem von 

ihnen vertretenen Rechteinhaber, einer 

von ihnen auf der Grundlage eines 

Vertretungsvertrags vertretenen 

Verwertungsgesellschaft oder einem 

Nutzer elektronisch Informationen 

bereitstellen über: 

Begründung 

Stärkt die Transparenzpflicht. Änderungsanträge zum Titel von Artikel 18 und dessen Absatz 

2. 

Amendment  33 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 18 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) die von ihnen geschlossenen 

Vertretungsverträge einschließlich 

Angaben zu den jeweils beteiligten 

Verwertungsgesellschaften, zum 

vertretenen Repertoire und zum räumlichen 

Geltungsbereich. 

c) die von ihnen geschlossenen 

Vertretungsverträge einschließlich 

Angaben zu den jeweils beteiligten 

Verwertungsgesellschaften, einschließlich 

der außerhalb der Union ansässigen, zum 

vertretenen Repertoire und zum räumlichen 

Geltungsbereich. 
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Amendment  34 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 18 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Darüber hinaus stellen die 

Verwertungsgesellschaften auf Anfrage 

eines Rechteinhabers oder einer 

Verwertungsgesellschaft alle 

Informationen über Werke bereit, deren 

Rechteinhaber nicht oder nicht vollständig 

ermittelt wurden, einschließlich – falls 

bekannt – den Titel des Werks, den Namen 

des Urhebers, den Namen des Verlegers 

und sonstige sachdienliche Informationen, 

die zur Ermittlung der Rechteinhaber 

erforderlich sein könnten. 

2. Darüber hinaus stellen die 

Verwertungsgesellschaften einem 

Rechteinhaber oder einer 

Verwertungsgesellschaft alle 

Informationen über Werke bereit, deren 

Rechteinhaber nicht oder nicht vollständig 

ermittelt wurden, einschließlich – falls 

bekannt – den Titel des Werks, den Namen 

des Urhebers, den Namen des Verlegers 

und sonstige sachdienliche Informationen, 

die zur Ermittlung der Rechteinhaber 

erforderlich sein könnten. 

Begründung 

Stärkt die Transparenzpflicht. Änderungsanträge zum Titel von Artikel 18 und dessen Absatz 

1. 

 

 

Amendment  35 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 19 – Absatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die Verwertungsgesellschaften folgende 

Informationen veröffentlichen: 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die Organisationen zur kollektiven 

Rechtewahrnehmung, vorzugsweise über 

öffentlich zugängliche und 

durchsuchbare Schnittstellen, folgende 

Informationen veröffentlichen: 

Begründung 

Verbesserte Transparenz. Übereinstimmend mit dem Entwurf der Stellungnahme von CULT. 
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Amendment  36 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe a b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ab) das Repertoire und die von ihnen 

wahrgenommenen Rechte sowie die 

erfassten Mitgliedstaaten, 

Begründung 

Stärkt die Transparenzpflicht. Übereinstimmend mit dem Entwurf der Stellungnahme von 

CULT. 

 

Amendment  37 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe g a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ga) geltende Tarife 

Begründung 

Die Anforderungen an Transparenz sollten die geltenden Tarife umfassen. 

 

 

Amendment  38 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe g a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ga) falls bekannt, den Titel des Werks, 

den Namen des Urhebers, den Namen des 

Verlegers und sonstige sachdienliche 

Informationen, die zur Ermittlung der 

Rechteinhaber an Werken, die nicht oder 

nicht vollständig ermittelt wurden, 

erforderlich sein könnten. 
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Amendment  39 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 19 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Verwertungsgesellschaften stellen 

gemäß Buchstabe ab des Absatzes 1 

sicher, dass die im Repertoire enthaltenen 

Informationen vollständig sind und 

regelmäßig aktualisiert werden. In diesem 

Zusammenhang stellen sie in erster Linie 

sicher, dass die Informationen zu Werken, 

deren Schutzdauer in Kürze abläuft, 

vollständig sind, regelmäßig aktualisiert 

und veröffentlicht werden. 

Begründung 

Genaue Informationen darüber, wann ein spezifisches Werk in öffentliches Eigentum 

übergeht, sind für die Öffentlichkeit wichtig. Diese Informationen sollten regelmäßig 

aktualisiert werden. Übereinstimmend mit dem Entwurf der Stellungnahme von CULT. 

 

 

Amendment  40 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 20 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Die Mitgliedstaaten können 

beschließen, dass Nummer 1 

Buchstaben a, f und g des Anhangs I 

nicht für eine Verwertungsgesellschaft 

gilt, die zum Bilanzstichtag die 

Grenzwerte von zwei der drei folgenden 

Kriterien nicht überschreitet: 

entfällt 

a) Bilanzsumme: 350 000 EUR;  

b) Nettoumsatz: 700 000 EUR;  

c) durchschnittliche Zahl der 

Beschäftigten während des 

Geschäftsjahres: zehn. 
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Begründung 

Um die Verwertungsgesellschaften rechenschaftspflichtig zu halten, sollte die 

Veröffentlichung von jährlichen Transparenzberichten für alle gelten. 

 

 

Amendment  41 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 22 – Absatz 2 – Buchstabe e a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ea) Die Bereitstellung σοςοηλ von 

Rechten zur Vervielfältigung 

(mechanisch) als auch von Rechten zur 

öffentlichen Wiedergabe 

(Aufführungsrecht) für musikalische 

Werke, die lizenziert werden sollen, 

mittels Mehrgebietslizenzen. 

Begründung 

Die Einteilung von Lizenzen in mechanische Vervielfältigungs- und Aufführungsrechte ist in 

einer Online-Umgebung wenig sinnvoll. Eine derartige Aufteilung führt zu höheren Preisen 

für Nutzer und höheren Transaktionskosten. 

 

 

Amendment  42 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 23 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Verwertungsgesellschaften können 

vertretbare Maßnahmen zur 

Gewährleistung der Korrektheit und 

Integrität der Daten, zur Kontrolle der 

Weiterverwendung und zum Schutz 

personenbezogener Daten und 

wirtschaftlich sensibler Informationen 

ergreifen. 

2. Die Verwertungsgesellschaften können 

vertretbare Maßnahmen zur 

Gewährleistung der Korrektheit und 

Integrität der Daten und zum Schutz 

personenbezogener Daten und 

gegebenenfalls wirtschaftlich sensibler 

Informationen ergreifen. 
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Begründung 

Verwertungsgesellschaften sollten nicht die Befugnis erhalten, die „Weiterverwendung“ von 

Informationen, ein wichtiges und grundlegendes Menschenrecht, zu beschränken. 

 

Amendment  43 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 24 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Verwertungsgesellschaften, die 

Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 

Musikwerken vergeben, müssen über 

Verfahren verfügen, die es den 

Rechteinhabern und anderen 

Verwertungsgesellschaften ermöglichen, 

die Daten, auf die in Artikel 22 Absatz 2 

Bezug genommen wird, oder die gemäß 

Artikel 23 vorgelegten Informationen zu 

beanstanden, wenn diese Rechteinhaber 

und Verwertungsgesellschaften Grund zu 

der Annahme haben, dass die Daten oder 

Informationen zu ihren Online-

Nutzungsrechten an Musikwerken nicht 

korrekt sind. Ist die Beanstandung 

hinreichend begründet, sorgt die 

betreffende Verwertungsgesellschaft dafür, 

dass die Informationen ohne ungebührliche 

Verzögerung berichtigt werden. 

1. Verwertungsgesellschaften, die 

Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 

Musikwerken vergeben, müssen über 

Verfahren verfügen, die es den 

Rechteinhabern und anderen 

Verwertungsgesellschaften ermöglichen, 

die Daten, auf die in Artikel 22 Absatz 2 

Bezug genommen wird, zu beanstanden 

und Rechteinhabern, anderen 

Verwertungsgesellschaften und Online-

Musikdiensten die gemäß Artikel 23 

vorgelegten Informationen zu beanstanden, 

wenn diese Rechteinhaber, 

Verwertungsgesellschaften und Online-

Musikdienste Grund zu der Annahme 

haben, dass die Daten oder Informationen 

zu ihren Online-Nutzungsrechten oder 

Lizenzen an Musikwerken nicht korrekt 

sind. Ist die Beanstandung hinreichend 

begründet, sorgt die betreffende 

Verwertungsgesellschaft dafür, dass die 

Informationen ohne ungebührliche 

Verzögerung berichtigt werden. 

Begründung 

Das Beanstandungsrecht sollte auch Online-Musikdiensten zugestanden werden. 

 

Amendment  44 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 29 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Verwertungsgesellschaften, an die ein 

solcher Antrag gerichtet wird und die 

bereits Mehrgebietslizenzen für die gleiche 

Kategorie von Online-Rechten an 

Musikwerken aus dem Repertoire einer 

oder mehrerer anderer 

Verwertungsgesellschaften vergeben oder 

anbieten, müssen den Antrag annehmen. 

Die Verwertungsgesellschaften, an die ein 

solcher Antrag gerichtet wird und die 

bereits Mehrgebietslizenzen für die gleiche 

Kategorie von Online-Rechten an 

Musikwerken aus dem Repertoire einer 

oder mehrerer anderer 

Verwertungsgesellschaften vergeben oder 

anbieten, müssen den Antrag innerhalb 

einer angemessenen Frist annehmen. 

Begründung 

Die Gesellschaft, an die ein solcher Antrag gerichtet wird, sollte aufgefordert werden, ihn 

innerhalb einer angemessenen Frist anzunehmen. Übereinstimmend mit den Entwürfen der 

Stellungnahmen von IMCO und ITRE. 

 

 

 

Amendment  45 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 31 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben a und c, 

Artikel 22 bis 27 sowie Artikel 32 und 36 
gelten auch für Gesellschaften oder 

Vereinigungen, die vollständig oder 

teilweise im Besitz einer 

Verwertungsgesellschaft sind und 

Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 

Musikwerken anbieten oder vergeben. 

Dieser Titel wie auch die Artikel 36 und 

40 gelten auch für Gesellschaften oder 

Vereinigungen, die vollständig oder 

teilweise im Besitz einer 

Verwertungsgesellschaft sind und 

Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 

Musikwerken anbieten oder vergeben. 

 

 

Amendment  46 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 36 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) Streitigkeiten mit einer anderen c) Streitigkeiten mit einer anderen 
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Verwertungsgesellschaft über die 

Anwendung der Artikel 24, 25, 26, 28 und 

29. 

Verwertungsgesellschaft über die 

Anwendung der Artikel 22, 23, 24, 25, 26, 

28 und 29. 

Begründung 

Streitigkeiten zwischen Organisationen zur kollektiven Rechtewahrnehmung über 

Verarbeitungskapazität und Repertoiretransparenz sollten dem Streitbeilegungsverfahren 

unterzogen werden. Übereinstimmend mit dem Entwurf der Stellungnahme von IMCO. 
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